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Stellungnahme zum Clearingstellen-Empfehlungsverfahren 2018/24 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Lovens-Cronemeyer, 
Sehr geehrte Frau Dr. Mutlak, 
 
wir danken Ihnen für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Clearingstellen- 
Hinweisverfahren zum Thema „Ersetzen von PV-Anlagen an demselben 
Standort (§ 38b Abs. 2 Satz 1 EEG 2017). 
 
Grundsätzlich geht der BSW-Solar davon aus, dass Auslegungen und 
Anwendungen von Hinweis 2013/16

1
 und Hinweis 2015/7

2
 sowie das Votum 

2014/30
3
 in diesem Zusammenhang weiterhin ihre Gültigkeit behalten. 

 
Tatsächlich sind zahlreiche Mitgliedsunternehmen des Bundesverband 
Solarwirtschaft e.V. von den verfahrensgegenständlichen Fragestellungen 
massiv betroffen. Gerade Betreiber von Solaranlagen, die bereits seit einigen 
Jahren in Betrieb sind, sind mit diesen Themen immer wieder konfrontiert und 
stoßen dabei auch immer wieder auf Rechtsunsicherheiten und es kommt zu 
Meinungsverschiedenheiten mit den Netzbetreibern.  
 
Viele Praxisprobleme ergeben sich dabei aus dem Umstand, dass bei älteren 
Solaranlagen vielfach die ursprünglich verbauten Modultypen und 
Leistungsklassen am Markt nicht mehr erhältlich sind. Das führt zu der 
Notwendigkeit, bei einem Defekt, einer Beschädigung oder einem Diebstahl 
von Modulen, andere Modultypen oder Leistungsklassen in bestehende 
Installationen zu integrieren. Hiermit gehen in der Praxis zahlreiche 
Herausforderungen einher, für die die aktuellen Regelungen des EEG nur 
teilweise eine eindeutige Lösung bereitstellen. Gleichzeitig sind 
Anlagenbetreiber deswegen bei rechtlich grundsätzlich vorgesehenen 
Ersetzungsvorgängen stets dem Risiko ausgesetzt, durch den Vorgang des 
Modultauschs für die ersetzenden Module den ursprünglichen 
Vergütungsanspruch zu verlieren oder andere – sanktionsbewehrte –
Pflichtverstöße zu begehen. 
 
Deshalb muss zunächst festgehalten werden, dass durch die derzeit fehlende 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit und mangels verbindlicher 
bundeseinheitlicher „Leitlinien“ für die Rechtsanwendung, Anlagenbetreiber im 
Zusammenhang mit Modulersetzungen hohen finanziellen Risiken ausgesetzt 
sind, während gleichzeitig häufig im Zusammenhang mit geplanten 
                                                      
1
 vgl. Hinweis 2013/16 - Ersetzen von PV-Anlagen gem. EEG 2012 (I) – Gebrauchtmodule, Mai 

2013 
2
 vgl. Hinweis 2015/7 - Ersetzen von PV-Anlagen gem. EEG (II) - Meldefragen und technischer 

Defekt, Juni 2015 
3
 vgl. Votum 2014/30 - Austausch von defekten PV-Modulen, Dezember 2014 
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Austauschvorgängen die Netzbetreiber vorab keine abschließende rechtliche 
Bewertung für den „Vergütungserhalt“ abgeben. 
 
Dieses Spannungsverhältnis zwischen hoher praktischer und wirtschaftlicher 
Bedeutung auf der einen und Rechtsunsicherheit auf der anderen Seite ist 
höchst unbefriedigend.  
 
Deswegen begrüßt der BSW-Solar ausdrücklich, dass sich  die Clearingstelle 
EEG|KWKG den verfahrensgegenständlichen Fragen über die bislang 
vorliegenden Verfahrensergebnisse hinaus noch einmal annimmt und hier für 
weitergehende Klarstellung sorgen wird. Dennoch bleibt aus Sicht des BSW-
Solar festzuhalten, dass wirkliche Rechtssicherheit für die Solarbranche indes 
wohl nur über eine Weiterentwicklung des Gesetzestextes zu erreichen wäre. 
 
In der Sache hat Clearingstelle EEG|KWKG die folgenden Verfahrensfragen 
aufgeworfen: 
 
1. Wann erfolgt ein Ersetzen „an demselben Standort“ im Sinne des § 38b 
Abs. 2 Satz 1 EEG 2017? 
 
2. Ist es möglich, ersetzende Solaranlagen unter Beibehaltung des 
fiktiven Inbetriebnahmezeitpunktes an einen anderen Standort zu 
versetzen? 
 
3. Welche Fristen sind beim vergütungserhaltenden Ersetzen zu 
beachten? 
 
Wir nehmen hierzu wie folgt Stellung: 
 
 
Frage 1: Standortbegriff im Rahmen der Modulaustauschregelung 
 
Eine vergütungserhaltende Ersetzung ist nach den Regelungen des EEG seit 
jeher nur am „selben Standort“ möglich. 
 
Dieser unbestimmte Rechtsbegriff wirft in der Praxis eine Reihe von Fragen 
auf. 
 
Die Auslegung des Begriffes Standort sollte nach Ansicht des BSW insgesamt 
möglichst funktional und keinesfalls punktgenau erfolgen (hierzu insbesondere 
unten a.). Zudem sollten einige dringliche Praxisfragen in dem Hinweis 
klargestellt werden (siehe unten b. und c.). Gerade im Falle eines Brandes ist 
die Errichtung einer Anlage an genau demselben Standort oft zudem praktisch 
nicht möglich, da Gebäude und Unterkonstruktionen nicht baugleich wieder 
errichtet werden können. In solchen Fällen sind Erleichterungen an die 
Anforderung der funktionalen Ersetzung am selben Standort angezeigt (vgl. 
unten d. sowie Antwort zu Frage 2).  
 
 
a.) Zur räumlichen Reichweite des Standortbegriffs 
 
Zunächst ist festzuhalten, dass nach Ansicht des BSW der Zweck der 
Regelungen zur vergütungserhaltenden Ersetzung nur dann erreicht werden 
kann, wenn auch innerhalb von größeren Solarinstallationen technisch 
durchführbare Austauschvorgänge ermöglicht werden. Der Standortbegriff 
kann dem nicht entgegenstehen und ist einzelfallgerecht auszulegen.  
 
Jedenfalls dann, wenn eine Anlagenzusammenfassung nach § 24 Absatz 1 
oder 2 EEG 2017 vorzunehmen ist, ist vom selben Standort im Sinne der 
Modultauschregelung auszugehen. Auch in größeren Solarparks kann daher 
innerhalb derselben Gesamtinstallation – unabhängig von einer Unterteilung in 
einzelne Baufelder, Einzelbetreibergesellschaften o.ä. – ein Modultausch 
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vorgenommen werden. Nicht Voraussetzung eines vergütungserhaltenden 
Modultauschs ist indes, dass, die Ersetzung „auf demselben Quadratmeter“ 
vorgenommen werden muss. 
 
Jede andere Auslegung würde zu nicht hinnehmbaren Wertungswidersprüchen 
zwischen der vergütungsseitigen Anlagenzusammenfassung und der 
Modultauschregelung  führen und aus technischen Gründen de facto zu einer 
Unanwendbarkeit der Modultauschregelung in zahlreichen Praxisfällen führen. 
Eine solche massive Verkürzung des Anwendungsbereichs würde den 
gesetzgeberischen Willen konterkarieren, eine vergütungserhaltende 
Modulersetzung – selbstverständlich auch in größeren Solaranlagen – zu 
ermöglichen. 
 
Im Einzelnen: 
 
Bereits in dem Hinweis 2015/7 (dort Rn. 49 f.) hat sich die Clearingstellte mit 
dem Problem befasst, dass es aus zwingenden technischen Gründen vielfach 
nicht möglich ist, „einzelne defekte Module aus einem Strang zu entnehmen 
und durch neue Module zu ersetzen, wenn Module mit vergleichbaren 
elektrischen Eigenschaften nicht mehr am Markt – mit vertretbarem 
wirtschaftlichem Aufwand – erhältlich sind. Ein Ersetzen von defekten Modulen 
durch Module, deren elektrische Eigenschaften nicht mit dem Strang, aus dem 
das defekte Modul entnommen wurde, kompatibel sind, ist faktisch nicht 
möglich, da andernfalls ein technischer Defekt an den restlichen noch intakten 
Modulen des Stranges bzw. des Wechselrichters in Kauf genommen würde.“ 
 
In diesem Fall erachtet es die Clearingstelle für zulässig, „zusammenhängende 
funktionstüchtige Module – beispielsweise eines „Modultisches“ – zu benutzen, 
um die einzelnen defekten Module innerhalb von Alt-Modulsträngen zu 
ersetzen. Sodann können zusammenhängend neue Module – beispielsweise 
als ‚neuer‘ Modultisch – in Betrieb genommen werden. Bis zum Erreichen des 
ursprünglichen Wertes der am Standort installierten Leistung kann so die PV-
Austauschregelung unter Beibehaltung des ursprünglichen Vergütungssatzes 
in Anspruch genommen werden. Sollte es durch den Austausch zu einer 
erhöhten installierten Leistung im Vergleich zu vorher gekommen sein, ist für 
den ‚überschießenden‘ Leistungsanteil der Vergütungssatz für eine 
Neuinbetriebname anzusetzen.“ 
 
Allein mit diesem Vorgehen kann in vielen Fällen in größeren Anlagen 
überhaupt eine technisch einigermaßen sinnvolle Modulersetzung erfolgen. 
Aus technischen Gründen kann es dann aber gerade in größeren Solarparks 
dazu kommen, dass dieser „neue“ Modultisch, auf dem die ersetzenden 
Module „gebündelt“ werden, in einer weiteren räumlichen Distanz zum 
ursprünglichen Schadensort aufgebaut werden muss. Es sollte klargestellt 
werden, dass auch in einem solchen Fall die Ersetzung rechtlich „am selben 
Standort“ stattfindet und ein solches Vorgehen die Übernahme des 
Inbetriebnahmedatums nach der Modultauschregelung nicht etwa hindert. 
Anhaltspunkt dafür, ob derselbe Standort vorliegt, können etwa die Kriterien für 
eine Anlagenzusammenfassung nach § 24 Absatz 1 und 2 EEG 2017 bieten 
(siehe oben). 
 
b.) Klarstellung zur Zulässigkeit von String-Ersetzungen 
 
Zudem sollte im Zusammenhang mit diesem Vorgehen dringend klargestellt 
werden, dass es in technisch zwingenden Ausnahmefällen auch erforderlich – 
und damit im Sinne der Modultauschregelung zulässig – sein kann, dass bei 
defekten/beschädigten/gestohlenen Einzelmodulen innerhalb eines 
Modulstrings der gesamte String ausgetauscht werden darf, auch wenn 
einzelne der dort verbauten Module keinen äußerlich erkennbaren technischen 
Defekt bzw. eine Beschädigung aufweisen.  
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Für einen technischen Defekt im Sinne einer übermäßigen 
Leistungsdegradation ist dies bereits durch die Clearingstelle anerkannt – 
zumindest dann, wenn der Nachweis des übermäßigen Leistungsabfalls nicht 
modulscharf geführt werden kann (Hinweis 2015/17). Das Erfordernis, aus 
technischen und arbeitsschutzrechtlichen Gründen einen ganzen String 
auszutauschen, kann aber auch dann auftreten, wenn einzelne Module in 
Folge eines Blitzschlags, Hagelschäden o.ä. eine klar abgrenzbare 
Beschädigung aufweisen oder auch entwendet werden. Bei einer engen 
Auslegung der Modultauschregelung wäre in solchen Fällen nur die 
vergütungserhaltende Ersetzung einzelner Module, nicht aber des gesamten 
Strings möglich. 
 
Diese Auslegung würde in der Praxis jedoch dazu führen, dass 
Anlagenbetreiber vielfach de facto zu einer – zumindest vorübergehenden – 
Teilstilllegung ihrer Anlagen gezwungen wären, wenn sie die Module 
austauschen wollen. Denn selbst bei dem oben vorgeschlagenen Vorgehen der 
Clearingstelle, nach dem ein „punktueller“ Austausch einzelner Module durch 
an anderem Ort des Parks entnommene Module möglich ist, kann es dazu 
kommen, dass der dann für die eigentliche Ersetzung durch neue Module 
genutzte „neue“ Modultisch so lange abgeschaltet bleiben muss, bis dort 
wieder eine gewisse Leistung erreicht ist.  
 
Dies kann – insbesondere in Solarparks mit Zentralwechselrichtern – dazu 
führen, dass de facto über lange Zeiträume eigentlich intakte Module keinen 
Strom produzieren können, weil es technisch nicht möglich bzw. 
arbeitsschutzrechtlich unzulässig wäre, tatsächlich die punktuell entnommenen 
Module an einem anderen Ort im selben Solarpark „leistungstreu“ zu ersetzen.  
 
In solchen Fällen sollte es dem Anlagenbetreiber möglich sein, den gesamten 
von den Einzelbeschädigungen oder -diebstählen betroffenen String „an einem 
Stück“ auszutauschen, ohne hierfür eine vorübergehende 
Leistungsreduzierung in Kauf nehmen zu müssen. Denn dies würde nach 
Ansicht des BSW wiederum den wesentlichen Zweck der Modultauschregelung 
– die Möglichkeit der leistungstreuen Ersetzung – massiv konterkarieren.   
 
c.) Klarstellung zur Unerheblichkeit marginalster Leistungsänderungen  
 
Zuletzt sollte klargestellt werden, dass marginalste Leistungsänderungen, wie 
sie beim Austausch älterer Module teilweise nicht gänzlich vermieden werden 
können, für die Ersetzungswirkung und für die zukünftige Vergütung der Anlage 
unerheblich sind.  
 
Teilweise kommt es aus technisch zwingenden Gründen beim Modultausch zu 
marginalen Leistungsänderungen, die sich – gerade bei größeren 
Solarinstallationen – häufig im unteren Promillebereich (wenn überhaupt) 
bewegen. Dass in solchen Fällen hinsichtlich des Leistungsüberschusses de 
facto von einer „Neuanlage“ auszugehen sein soll, die auch separat beim 
Netzbetreiber und Marktstammdatenregister gemeldet werden muss und vom 
Netzbetreiber wegen des abweichenden Inbetriebnahmedatums separat 
abgerechnet werden muss, konterkariert vollständig den Zweck der 
Modultauschregelung. Zudem ist darauf hinzuweisen, dass solche minimalsten 
Leistungsänderungen häufig deutlich weniger Änderungen für die faktische 
Gesamtleistung einer Solarinstallation mit sich bringen als etwa die 
„Normaldegradation“ von PV-Modulen.  
 
Der heutige Umstand, dass die meisten verbauten Alt-Modultypen in dieser 
Form am Markt regelmäßig nicht mehr verfügbar sind und daher zwingend eine 
Ersetzung mit anderen Leistungsklassen erfolgen muss, ist vom Gesetzgeber 
bislang nicht hinreichend erkannt worden. Der BSW regt daher an, dass die 
Clearingstelle klarstellt, dass innerhalb bestimmter Grenzen eine marginale 
Leistungsänderung nicht ins Gewicht fällt. 
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d.) Klarstellung zum Ablauf des Ersetzungsvorgangs – insbesondere bei 
sachlich erforderlichem Standortwechsel 
 
Gerade in Brandfällen, wenn Gebäude nicht gleichermaßen wiedererrichtet 
werden können, oder auch in bestimmten Schadensfällen an den Modulen 
selbst, kann eine Errichtung am buchstäblich „selben Standort“ schon aus 
tatsächlichen Gründen nicht möglich sein. Insofern sollte es möglich sein, dass 
eine PV-Anlage im Zusammenhang mit dem Ersetzungsvorgang an einen 
anderen Standort umzieht (hierzu sogleich unter 2.).  
 
Wird dies von der Clearingstelle nicht für nach der Modultauschregelung für 
zulässig erachtet, sollte es zur Vermeidung von Wertungswidersprüchen und 
nicht zu rechtfertigenden Nachteilen betroffener Anlagenbetreiber dann aber 
jedenfalls möglich sein, dass eine – auch temporäre oder „provisorische“ – 
Inbetriebsetzung am alten Standort ausreicht, um dort das alte 
Inbetriebnahmedatum „wieder aufleben“ zu lassen. Jedenfalls im Anschluss an 
diesen Vorgang könnte dann eine Versetzung der Anlage (samt wieder 
aufgelebtem Inbetriebnahmedatum) erfolgen. 
 
Der BSW-Solar empfiehlt, dass in solchen Fällen ein Ersetzen „an demselben 
Standort“ im Sinne des § 38b Abs. 2 Satz 1  EEG 2017 bereits durch die 
Inbetriebsetzung der neuen PV-Module an demselben Standort, nicht aber 
zwingend auf der Dachfläche oder dem exakten Alt-Standort („derselbe 
Quadratmeter“), erfolgen kann. Für das Ersetzen „an demselben Standort“ im 
Sinne des § 38b Abs. 2 Satz 1 EEG 2017 sollte es also weder nötig sein, dass 
die PV-Module auf einem Montagesystem montiert werden müssen, noch, dass 
diese zwingend mit Wechselrichtern verbunden sein müssten. Es sollte auch 
keine Verweilzeit der neuen PV-Module vorgeschrieben sein. Mit der 
Inbetriebsetzung der neuen PV-Module an demselben Standort wäre der 
Vorgang des Ersetzens dann abgeschlossen.  
 
Sofern nicht ohnehin eine „direkte“ Versetzung an einen neuen Standort 
möglich ist (wovon der BSW ausgeht, hierzu sogleich unter 2.), sollte jedenfalls 
klargestellt werden, dass – zumindest in Fällen, in denen eine „echte“ 
funktionale Ersetzung aus tatsächlichen Gründen gar nicht möglich ist – auch 
eine temporäre/provisorische Inbetriebsetzung am alten Standort ausreicht, um 
die Rechtsfolgen der Modultauschregelung auszulösen. 
 
Frage 2: Ersetzung und Versetzung von Modulen 
 
Dies sollte aus Sicht des BSW-Solar zwingend möglich sein, um finanziellen 
Nachteilen für Anlagenbetreiber vorzubeugen. So sollte es möglich sein den 
Vorgang des Ersetzens und den Umzug zusammen durchführen zu dürfen. 
Wünschenswert wäre es dabei insbesondere, die defekten PV-Module am 
alten Standort zu entsorgen und die neuen PV Module am neuen Standort 
vergütungserhaltend installieren zu dürfen. 
 
Im Einzelnen: 
 
Es kann Konstellationen geben, in denen PV Module defekt sind und die 
Anlage am ursprünglichen Standort deinstalliert werden muss. Auch im Falle 
eines Brandes des Gebäudes oder der gesamten Anlage kann eine Ersetzung 
de facto nicht am selben Standort erfolgen (siehe oben). 
 
Für diese Fälle wird eine wirtschaftlich sinnvolle Lösung benötigt. Die 
derzeitigen rechtlichen Möglichkeiten umfassen dann aktuell: 
 

a. die PV Module an demselben Standort im Sinne des § 38b Abs. 2 Satz 
1 EEG 2017 zu ersetzen und an den neuen Standort umziehen oder 

b. die defekten PV Module am neuen Standort in Betrieb zu nehmen und 
dann im Sinne des § 38b Abs. 2 Satz 1 EEG 2017 zu ersetzen 
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Für Variante a) müssen die neuen PV Module zunächst an den alten Standort 
transportiert werden. Dies verursacht Kosten. Zudem existiert während des 
Transportes ein hohes Risiko, dass Module weiteren Schaden nehmen.  
 
Bei Variante b) müssen die alten PV Module an den neuen Standort 
transportiert werden, dort in Betrieb genommen und danach ersetzt werden. 
Dies verursacht unnötige Kosten für den Transport der alten PV Module, 
welche nach dem Ersetzen entsorgt werden. Weiterhin ist es oftmals aus 
Platzmangel schlicht nicht möglich die alten PV Module komplett auf dem 
neuen Dach zu montieren, in Betrieb zu nehmen und dann wieder zu 
demontieren, da neue PV Module für die zu ersetzende Leistung heute 
wesentlich weniger Flächenbedarf haben.  
 
Beide Varianten verursachen also hohe Kosten, welche die Wirtschaftlichkeit 
der PV Anlage reduzieren und den Gesetzeszweck der Modultauschregelung 
konterkarieren.   
 
Vor diesem Hintergrund sollte nach Ansicht des BSW entweder ermöglicht 
werden, den Ersetzungsvorgang direkt am neuen Standort vorzunehmen. 
Sollte dies nach Ansicht der Clearingstelle nach der jetzigen Rechtslage nicht 
möglich sein, muss aber jedenfalls die Möglichkeit einer „provisorischen“ 
Inbetriebsetzung am alten Standort bestehen (siehe oben). 
 
Frage 3: Fristen bei der Modulersetzung 
 
Es sollten keine besonderen Fristen zu beachten sein. Diese ergeben sich 
auch nicht aus dem Gesetz.  
 
Grundsätzlich existiert kein ursächlicher Zusammenhang zwischen der 
Feststellung, dass ein Ersetzen erforderlich ist und der tatsächlichen 
Durchführung des Ersetzens. Die Entscheidung des Anlagenbetreibers über 
ein vergütungserhaltendes Ersetzen der Module unterliegt der wirtschaftlichen 
Freiheit. Gerade in der Praxis führen häufig Rechtsstreitigkeiten oder 
Insolvenzen dazu, dass die zeitliche Verzögerungen auftreten können.  
 
 
 
Abschließend möchte der BSW-Solar noch darauf aufmerksam machen, dass 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine juristische Klarstellung im EEG zu 
empfehlen wäre, indem der §38b Absatz 2 wie folgt oder ähnlich ergänzt wird: 
 
(3) Mit glaubhafter Begründung und ggf. schriftlichen Nachweisen sind 
Solaranlagen vergütungserhaltend gemäß Abs. 2 zu ersetzen, wenn Umstände 
außerhalb der Kontrolle des Anlagenbetreibers ein Ersetzen an demselben 
Standort unmöglich machen, wie z.B. Gebäude wird nach Abriss nicht mehr 
aufgebaut, Gepachtete Dachflächen oder Flurstücke stehen nicht mehr zur 
Verfügung oder ähnlich glaubhafte Konstellationen. 
 
Weiterhin sollte im Rahmen einer Gesetzesnovelle des EEG die Möglichkeit 
geschaffen werden, grundsätzlich einen „fliegenden“ Modultausch vornehmen 
zu können. So sollte ein Umzug einer Photovoltaikanlage - auch ein Umzug, 
bei dem die Module durch neue ersetzt werden - jederzeit möglich sein. Damit 
ließen sich auch Eigenverbrauchspotenziale von Anlagen heben, welche 
zunächst als Volleinspeise-Anlagen errichtet worden sind. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 

 
Carsten Körnig 
Hauptgeschäftsführer  
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